
a) Begründung der Mitgliedschaft

Nach Ziff. 21 MSt Typ I, Ziff. 4 MSt Typ II und 
Ziff. 24 MSt Typ III ist zum Erwerb der Mitgliedschaft 
ein schriftlicher Aufnahmeantrag und ein Aufnahme­
beschluß der Mitgliederversammlung notwendig. Es 
kommt vereinzelt vor, daß die LPG im Rechtsstreit 
nicht in der Lage ist, durch Vorlage des Aufnahme­
antrags oder des Aufnahmebeschlusses das Bestehen 
der Mitgliedschaft nachzuweisen. In einem solchen 
Fall ist es dem Gericht nicht versagt zu untersuchen, 
ob der betreffende Bürger doch Mitglied der LPG ge­
worden ist. Hierauf wird zu schließen sein, wenn er 
durch sein Verhalten gezeigt hat, daß er sich als 
Mitglied der Genossenschaft betrachtete. Das kann z. B. 
der Fall sein, wenn sein Land, ohne daß ein Nut­
zungsvertrag mit dem RLN abgeschlossen worden 
wäre, ständig von der LPG bewirtschaftet wurde und 
er lebendes und totes Inventar in die Genossenschaft 
eingebracht hat. Des weiteren spricht für die Mitglied­
schaft, wenn er laufend genossenschaftliche Arbeit 
leistete und sich ohne Widerspruch nach Arbeitsein­
heiten vergüten ließ. Weitere Anhaltspunkte können 
die Inanspruchnahme staatlicher Vergünstigungen für 
LFG-Mitglieder (z. B. Steuerermäßigungen), die Mit­
abstimmung bei Beschlüssen der Mitgliederversamm­
lung sowie die Ausübung von Funktionen in der Ge­
nossenschaft sein. Sind zugleich mehrere solche Um­
stände nach umfassender Untersuchung durch das Ge­
richt festgestellt worden, so kann auf das Bestehen 
der Mitgliedschaft geschlossen werden. Eine Anrufung 
des RLN ist hier nicht erforderlich.
Damit soll allerdings nicht gesagt werden, daß im 
LPG-Recht Formerfordemisse grundsätzlich nicht 
eingehalten werden müssen. Wird hiergegen versto­
ßen, so muß das aber — vor allem wenn es sich um 
ein Dauerrechtsverhältnis (Mitgliedschaft) handelt — 
nicht zwangsläufig in entsprechender Anwendung 
des § 125 BGB zur Unwirksamkeit der Rechtshandlung 
führen. Wie bereits dargelegt, kann im Einzelfall die 
beabsichtigte Rechtsfolge auch auf Grund anderer Um­
stände eingetreten sein, an deren Feststellung aller­
dings strenge Anforderungen zu stellen sind. Auf diese 
Weise werden formale Entscheidungen, die sich gerade 
in Fragen der Mitgliedschaft für die Beteiligten sehr 
nachteilig auswirken können, vermieden.

b) Beendigung der Mitgliedschaft
Ist die Beendigung der Mitgliedschaft streitig, dann 
hat das Gericht zunächst zu prüfen, ob das Mitglied 
seinen Austritt formgerecht, also schriftlich, zum zu­
lässigen Zeitpunkt erklärt hat (Ziff. 26 MSt Typ I. 
Ziff. 29 MSt Typ III). Eis hat ferner zu untersuchen, 
ob und wann die Mitgliederversammlung dem Aus­
trittsersuchen widersprochen hat. Wurden alle notwen­
digen Erfordernisse eingehalten, ist jedoch das Mitglied 
der Auffassung, daß .sein beabsichtigter Austritt gesell­
schaftlich gerechtfertigt sei, so kann eine Überprü­
fung des Beschlusses der Mitgliederversammlung nur 
durch den RLN erfolgen.
Wurde der Widerspruch nicht in angemessener Frist 
erhoben, dann kann er keine Wirksamkeit erlangen. 
Die Mitgliedschaft ist dann als beendet zu betrachten, 
sofern dem nicht andere Umstände entgegenstehen. Die 
Widerspruchsfrist wird in der Regel als gewahrt an­
zusehen sein, wenn der Beschluß der Mitgliederver­
sammlung noch vor dem beabsichtigten Termin des 
Ausscheidens aus der LPG erging20. Erklärt das Mit­
glied erst kurz vor diesem Termin seinen Austritt, so 
wird eine Entschließung darüber innerhalb von etwa 
drei bis vier Monaten herbeigeführt sein müssen.

20 vgl. das ln Fußnote 14 zitierte Urteil des Obersten Gerichts.

ln seinem Urteil vom 13. August 1963 — 2 Üz 13/63 — 
(NJ 1963 S. 571) hat das Oberste Gericht dargelegt, 
daß bei Verletzung der Schriftform der beabsichtigte 
Austritt aus der LPG von vornherein unwirksam sei. 
Das ist grundsätzlich richtig. Hierdurch wird u. E. je­
doch nicht ausgeschlossen, daß im Ausnahmefall die 
Mitgliedschaft auch durch schlüssiges Verhalten der 
LPG und des Mitglieds als beendet angesehen werden 
kann. Das dürfte z. B. dann der Fall sein, wenn ein 
Mitglied über Jahre hinaus mit Duldung der LPG 
keine genossenschaftliche Arbeit mehr geleistet hat, 
seither in einem Arbeitsrechtsverhältnis zu einem Be­
trieb steht und am genossenschaftlichen Leben nicht 
mehr teilgenommen hat. Eis kann aber auch dann so 
sein, wenn das Mitglied auf Grund von Erklärungen 
leitender Mitarbeiter der LPG oder des RLN anneh­
men durfte, daß Einverständnis über sein Ausscheiden 
aus der LPG bestehe, sich also eine schriftliche Aus­
trittserklärung erübrige, und wenn das Mitglied in der 
Folgezeit auch nicht zur Erfüllung der genossenschaft­
lichen Pflichten aufgefordert wurde.
Prinzipiell werden hier die gleichen Grundsätze gelten 
müssen, die hinsichtlich der Entstehung des Mitglied­
schaftsverhältnisses ohne schriftlichen Aufnahmean­
trag genannt wurden. Aber auch hier 'bedarf es einer 
sehr gründlichen Sachaufklärung durch das Gericht, 
damit ungerechtfertigtem Ausscheiden aus der LPG 
nicht Vorschub geleistet wird. Darüber hinaus geben 
derartige Verfahren Veranlassung, auf die. genossen­
schaftlichen Organe dahin einzuwirken, daß sie in Zu­
kunft die LPG-rechtlichen Formvorschriften gewissen­
haft einhalten.
Der Vorsitzende der LPG ist verpflichtet, schriftliche 
Austrittserklärungen — unabhängig davon, ob er sie 
billigt oder nicht — zunächst dem Vorstand- und, wenn 
es dort mit dem Mitglied zu keiner Einigung kommt, 
der Mitgliederversammlung zur Entscheidung vorzu­
legen. Weigert er sich, die Austrittserklärung ent­
gegenzunehmen, so hat dies zur Folge, daß sie — wenn 
die angemessene Frist für einen Widerspruch der Mit­
gliederversammlung verstrichen ist — Wirksamkeit er­
langt.
Einige Genossenschaften sind dazu übergegangen, das 
Ausscheiden eines Mitgliedes von der Räumung der 
Wohnung abhängig zu machen. Es ergibt sich die 
Frage, ob die Zustimmung zum Austritt bzw. das Ab­
sehen vom Widerspruch gegen die Austrittserklärung 
mit einer Bedingung verbunden werden kann. Der 
Konsultativrat für LPG-Recht beim 1. Zivilsenat des 
Obersten Gerichts vertritt dazu folgende Auffassung:
— Es ist unzulässig, die Zustimmung zur Austritts­

erklärung von einer Bedingung abhängig zu machen, 
wenn das Ausscheiden gesellschaftlich gerechtfer­
tigt ist.

— Stehen dem Mitglied keine hinreichenden Gründe 
zum Verlassen der LPG zur Seite, so kann die Zu­
stimmung der LPG zum Ausscheiden davon ab­
hängig gemacht werden, daß das Mitglied seine 
Wohnung innerhalb einer bestimmten Frist räumt.

— In der Regel sollte die Räumung der Wohnung zwi­
schen der LPG und dem Mitglied vereinbart werden. 
Es wird aber auch für zulässig angesehen, daß die 
LPG die Bedingung einseitig stellt.

— Die Bedingung hat aufschiebende Wirkung. 
Das bedeutet, daß die Mitgliedschaft erst dann be­
endet ist, wenn das Mitglied die Wohnung geräumt 
hat.

Von derartigen Vereinbarungen oder einseitigen Fest­
legungen sollte allerdings zurückhaltend Gebrauch ge­
macht werden, da ihre Durchsetzung nicht selten auf 
Schwierigkeiten stößt.
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